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Die Geſtaltung der deutfchen politiſchen Einheit. 


Ar 18. Januar 1871 verlas der Bundeskanzler von Bismarck auf 

Befehl feines Königs in gebändigter Erregung die Prokla⸗ 
mation, die der neue Raifer „an das deutſche Volk“ richtete. In ihr 
heißt es: „Wir übernehmen die kaiſerliche Würde in dem Bewußt⸗ 
ſein der Pflicht, in deutſcher Treue die Rechte des Reichs und ſeiner 
Glieder zu ſchützen, den Frieden zu wahren, die Unabhängigkeit 
Deutſchlands, geſtützt auf die geeinte Kraft ſeines Volkes, zu ver⸗ 
teidigen“. 

Mit dem eindrucksvollen Akt in Verſailles hatte das Werk eines 
deutſchen politiſchen Genies ſeinen äußeren Ausdruck gefunden, das 
Werk des Schmiedes der deutſchen Einheit, der zeitlich in der Mitte 
ſteht zwiſchen zwei anderen deutſchen politiſchen Genies, die die 
Geſtaltung der deutſchen Einheit maßgebend beſtimmt haben: dem 
Reichsfreiherrn von und zum Stein und Adolf Hitler in unſeren 
Tagen. Der Mitteldeutſche Freiherr vom Stein, in Naſſau an der 
Lahn, mitten in dem bunteſten Ländergemenge der Kleinſtaaterei 
geboren, der norddeutſche, pommerſche Junker von Bismarck und 
unſer heutiger politiſcher Führer, der aus den öſterreichiſchen Lan⸗ 
den ſtammende Süddeutſche, ſie ſind es, deren politiſches Streben 
über alle Hinderniſſe hinweg nur auf eines gerichtet war: auf 
Deutſchland und ſeine Geſtaltung zur politiſchen Einheit. 

Gleiche Hinderniſſe ſtellten ſich ihnen entgegen. Denn die deutſche 
politiſche Geſchichte iſt vom Mittelalter bis ins 19. Jahrhundert 
nicht die Geſchichte der deutſchen Einheit, ſondern das Gegenteil 
davon geweſen. Deutſches Schickſal war vielmehr die politiſche 
Jerſplitterung. Und vielen ſchien dies bis in unſere Tage hinein fo 
unüberwindbar zu fein, daß fie aus der Rot eine Tugend machten 
und verkündeten, der Deutſche ſei nur zum Weltbürger beſtimmt 
und müſſe darauf verzichten, ein einheitliches Reich der Deutſchen 
ſtaatlich zu geſtalten. Und doch iſt von jeher im deutſchen Volke 
ſelbſt immer der Gedanke der nicht nur kulturellen, ſondern auch 
politiſchen Einheit lebendig geweſen, ſei es in der Sage von Barba⸗ 
roſſa, der auf die Jeit wartet, da die Raben der Zwietracht nicht 
mehr um den Berg fliegen, ſei es in dem Jubel, der den Sieg der 
Preußen über die Reichsarmee bei Roßbach begleitete. Damals rang 
ſich im Volke unbewußt die richtige Erkenntnis durch, daß Friedrich 


5 


der Große, der Schöpfer des Großſtaates Preußen, in dem die 
preußiſch⸗deutſche Sorm des geiſtigen Soldaten ihre höchſte Ver⸗ 
körperung gefunden hat, gleichzeitig der Wegbereiter einer künftigen 
deutſchen nationalen Einheit war, obwohl er die Macht des alten 
Reichs geſchwächt hatte. 

Denn an ſich waren im alten Reiche die Dynaſtien die hiſtoriſchen 
Träger des Partikularismus, nicht die deutſchen Stämme. „Der 
Partikularismus hat mit den Unterſchieden und Sondergefühlen 
der Stämme nichts zu tun.“ Der Siſtoriker der Reichsgründung 
Erich Brandenburg !), von dem dieſe Seftftellung ſtammt, weiſt 
ferner mit Recht darauf hin, daß ſtammliche, d. h. volkliche Unter⸗ 
ſchiede und Gegenſätze, wie fie zwiſchen Nord⸗ und Süddeutſchen 
zweifellos beſtehen, und die das deutſche Volksleben als ſolches ſo 
reich geſtalten, „ſich im Schoße aller größeren Nationen finden, 
ohne daß dadurch deren politiſcher Juſammenſchluß ſo lange ver⸗ 
hindert worden wäre“. 

Die frühere politiſche Zerfplitterung Deutſchlands erklärt ſich viel⸗ 
mehr aus der Dynamik jedes politiſchen Lebens. Das politiſche 
Kraftzentrum des alten deutſchen Reiches, das die politiſche Reichs: 
gewalt ſicherſtellen follte, das Kaiſertum, war zu ſchwach, es ges 
lang ihm nicht, wie in Frankreich und England, die Territorial⸗ 
gewalten ſchon in ihren Anſätzen zu überwinden. Und dazu trug 
noch bei, daß die enge Verbindung der deutſchen Krone mit dem 
römiſchen Kaiſertum, wie ſie vor allem durch Otto den Großen 
herbeigeführt wurde, einer völkiſch⸗ nationalen Entwicklung nicht 
förderlich war. So entſtanden dann die politiſchen Eigenzentren, 
die ſich mit fremden Mächten gegen Kaifer und Reich verbündeten, 
ſo daß uns der Dreißigjährige Krieg ein geradezu troſtloſes Bild 
der deutſchen politiſchen Zerrifjenbeit gibt. Es entſtand jenes Staats⸗ 
gebilde, das Pufendorf in feiner Schrift „De statu nostri im- 
perii romani-germanici“, 1667, als „ähnlich einem Monſtrum“ 
bezeichnet hat, eine Äußerung, die den Zorn der damaligen Reichs» 
juriſten hervorrief, weil fie ihre Auffaſſung des Reiches als eines 
„gemiſchten Staates“ unbarmherzig zerſtörte. Schon bei ihm bricht 
die grundlegende Erkenntnis durch, daß ideenmäßig kein echter Staat 
ein „gemiſchter Staat“ ſein kann. Der echte Staat kann immer nur 
von einer Staatsidee beherrſcht ſein und damit nur ein beherr⸗ 
ſchendes politiſches Kraftzentrum haben. Die Dynamik des politi⸗ 
ſchen Lebens kennt keine leeren Räume. Schrumpft ein politiſches 
Kraftzentrum ein, jo füllen andere dieſe Lücke aus. Das iſt aber 
jahrhundertelanges deutſches politiſches Schickſal geweſen. 

1) Erich Brandenburg, Die Reichsgründung, 2 Bde., 1916, Bd. I, S. 29. 


Der Weſtfäliſche Friede erkannte dieſe „Souveränität“ der Terri⸗ 
torialgewalten ausdrücklich an. Ein deutſches politiſch⸗nationales 
Einheitsleben gab es damals nicht. Im 18. Jahrhundert zählte man 
in Deutſchland etwa 1800: politifche Gebilde, die ſich als „Eigen⸗ 
ſtaatlichkeiten! fühlten, von denen die Mehrzahl nur die Größe eines 
kleinen Rittergutes hatte. War es ein Wunder, daß der Deutſche 
unter dieſen Umſtänden nicht über die Grenzen ſeines engen ſtaat⸗ 
lichen Verbandes herausſah, daß ihn die Kleinſtaaterei zu einem 
„kleinräumigen“! Denken erzog, während demgegenüber z. B. der 
Engländer ſchon im 18. Jahrhundert über ein Weltreich gebot und 
eine politiſche Elite dort bis in unſere Zeit in einer gradlinigen 
Entwicklung den Typus eines echten Herrenvolkes verkörperte? 

Die Aus wirkungen der franzöſiſchen Revolution führten zu einem 
tiefgehenden Wandel des deutſchen politiſchen Lebens. Die durch 
den Verluſt des linken Rheinufers geſchädigten Reichsſtände er: 
hielten unter dem maßgebenden Einfluß Napoleons in dem ſo⸗ 
genannten Reichsdeputationshauptſchluß von sos das „Recht“, die 
geiſtlichen Fürſtentümer bis auf 3 und die Keichsſtädte bis auf 6 
unter ſich zu verteilen. Damit wurde aber auch der künſtlichen 
Theorie des „gemiſchten Reiches“ die bisherige Grundlage ent⸗ 
zogen, da ſie nur auf abſoluter bündiſcher Grundlage Sinn hat 
und daher die Exiſtenz ihrer Mitglieder garantieren mußte. Die 
Rheinbundsakte von 1806 unterſtellte ſämtliche reichsritterſchaft⸗ 
lichen Gebiete, ſowie faſt alle kleinen Sürftentümer und Grafſchaften 
der Territorialgewalt der von Napoleon begünſtigten Staaten. 
Nur noch etwa 40 Eigenſtaatlichkeiten blieben übrig, die größten⸗ 
teils in ihm ihren Schöpfer und Gönner ſahen. Am 1. Auguſt 
1806 ließen die Vertreter von s deutſchen Sürften dem Reichstage 
erklären, daß ſie ſich nicht mehr als Mitglieder des Reiches betrach⸗ 
teten. Wenige Tage ſpäter legte Kaiſer Franz II. die römiſch⸗ 
deutſche Kaiſerkrone nieder, die nicht einmal mehr den Schatten 
einer Reichsgewalt repräſentierte. Nach dem militäriſchen Juſam⸗ 
menbruche Preußens auf den Schlachtfeldern von Jena und Auer: 
ſtädt ſchien die politiſche Geſchichte der Deutſchen zu Ende geſchrie⸗ 
ben zu ſein. Die politiſche Macht in Deutſchland lag bei Napoleon 2). 

Aber einem Volle, das als ſolches noch geſund iſt, entfteben in 
Notzeiten immer wieder Führer, die ſich gegen den reſignierenden 
und damit ſchon zerſetzenden Geiſt der Zeit empören. Männer wie 
Blücher, Gneiſenau, Scharnhorſt retteten die militäriſche Ehre, die 
Geſtalt eines Clauſewitz verkörperte den Typus des neuen Sol⸗ 


2) Wie man im deutſchen Volke ſchon damals über die franzoͤſiſche Herr⸗ 
ſchaft dachte, zeigen die kürzlich veröffentlichten Briefe meiner Vorfahrin Fritze 
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daten. Und neben ihnen ſteht die große politiſche Geſtalt des Frei⸗ 
herrn vom Stein, in dem der Korſe mit Recht feinen unerbittlichen 
geiſtigen Widerſacher witterte. Stein iſt ein politiſcher Menſch, 
weil er in der politiſchen Dynamik feiner Zeit lebte, in dieſem 
Sinne revolutionär war. Für ihn wies der Zeiger der politiſchen 
Entwicklung nur nach vorwärts, nie nach rückwärts. Dieſe Geiſtes⸗ 
haltung atmet ſeine briefliche Außerung an den Grafen Münſter 
vom 3. Dezember 18125). „Es iſt mir leid, daß Euer Exzellenz in 
mir den Preußen vermuten und in ſich den Hannoveraner entdecken 
— ich habe nur ein Vaterland, das heißt Deutſchland, und da ich 
nach alter Verfaſſung nur ihm und keinem beſonderen Teil des⸗ 
ſelben angehörte, ſo bin ich auch nur ihm und nicht einem Teil des⸗ 
ſelben von ganzem Herzen ergeben. Mir find die Dpnaſtien in die⸗ 
ſem Augenblick großer Entwicklung vollkommen gleichgültig, es 
ſind bloß Werkzeuge; mein Wunſch iſt, daß Deutſchland groß und 
ſtark werde, um ſeine Selbſtändigkeit, Unabhängigkeit und Na⸗ 
tionalität wieder zu erlangen und beides in ſeiner Lage zwiſchen 
Srankreich und Rußland zu behaupten“. Das waren damals revo⸗ 
lutionäre Außerungen eines großen politiſchen Geiſtes, der weit 
über ſeine Jeit hinausſah, wenn es ihm auch nicht mehr vergönnt 
war, an dem Werke der Geſtaltung der politiſchen Einheit ſelbſt 
weiterzuſchaffen. 

Nach der hiſtoriſchen Entwicklung waren die deutſchen Terri⸗ 
torialgewalten aber die politiſchen Kräfte, mit denen Bismarck in 
der Form des „dynaſtiſchen Bundesſtaates“ ) den Reichsbau ge: 
ſchaffen hat. Denn die Dynaftien, die nach der Präambel der Bis⸗ 
marckiſchen Keichsverfaſſung „den ewigen Bund zum Schutze des 
Bundesgebiets und des innerhalb desſelben gültigen Rechts ſowie 
zur Pflege der Wohlfahrt des deutſchen Volkes“ ſchloſſen, waren 
das gleichartige politiſche Element, das die Reichseinheit verkör⸗ 
perte, aber ſie waren es ſchon damals nicht mehr allein! Denn dieſe 
Einheit war auf den Schlachtfeldern geſchaffen worden und das 
ſiegreiche deutſche Volksheer war damit der Garant der deutſchen 
Einheit. Dieſes deutſche Volksheer hätte eine der deutſchen Einheit 


Jacobi geb. v. Clermont an Martin Bernhard Hausmann, die Julius Heyder⸗ 
hoff unter dem Titel „Aus Pempelforts dunkelſten Ta en“ in Jahrbuch der 
Goethe⸗Geſellſchaft Bd. 19, 1933, S. 98 ff. veröffentlicht hat. — Den politiſchen 
Inhalt dieſer Briefe habe ich ſchon im Jahre 1925 unter dem Titel „Aus der 
Franzoſenzeit am Rhein vor 125 Jahren“ im Auguſtheft der „Deutſchen Rund» 
ſchau“ (Jahrg. 51, Heft 11) veröffentlicht. . 70 

3) Abgedrudt in: Freiherr vom Stein, Staatsſchriften und politiſche 
Briefe, herausgegeben von Hans Thimme, 1921, S. 102. 

4) Über die Form des „dynaſtiſchen Bundesſtaats“ vgl. Roellreutter, 
„Der deutſche Staat als Bundesſtaat und als Parteienſtaat“, 1927, S. 11 ff. 
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feindliche Haltung politiſcher Kräfte nicht mehr verſtanden. So floß 
im Bismarckiſchen Reiche die politiſche Sehnſucht des Volkes und 
der politiſche Wille der Territorialgewalten in ein Bett zuſammen 
und ermöglichten Bismarck die Keichsſchöpfung. 

Sein Genie erkannte aber von Anfang an, daß der preußiſche 
Großſtaat das „politiſche Schickſal des Reiches“ 5) war und daß 
es deshalb darauf ankam, die unbedingte politiſche Einheit zwi⸗ 
ſchen dem Reiche und Preußen herzuſtellen. Denn das war ja der 
tiefere Sinn der Vormachtſtellung Preußens, die im Bismarckiſchen 
Reiche ebenfalls in dynaſtiſcher Einkleidung ihren Ausdruck fand. 
Preußiſches Königtum und deutſches Kaiſertum und damit preu⸗ 
ßiſche und deutſche Führung ſollten untrennbar verbunden fein und 
ſind es auch geweſen, ſolange der Bismarckiſche Staatsbau hielt. 
Schon Bismarck erkannte klar, daß die abſolute politiſche Gleich: 
ſchaltung Preußens und des Reiches die Vorbedingung jeder Ge: 
ſtaltung der deutſchen politiſchen Einheit war. 

Staatstheoretiſch iſt es nun intereſſant zu ſehen, wie die da⸗ 
malige deutſche Staatsrechtslehre verſuchte, das aus einer einmali⸗ 
gen hiſtoriſchen Situation entſtandene Phänomen des dynaſtiſchen 
Bundesſtaats in Deutſchland in eine generelle Bundesſtaats⸗ 
theorie einzuſpannen. Man kann wohl ſagen, die Staatsrechts⸗ 
theorie des Bismarckiſchen Reiches kreiſte als Mittelpunkt um die 
Theorie des Bundesſtaates. Dieſer ſtaatstheoretiſche Begriff des 
Bundesſtaates wurde durch Max von Sepdel, den damaligen be⸗ 
rühmten Staatsrechtslehrer unſerer Alma mater für undenkbar 
erklärt mit der Begründung, daß die Unterordnung eines Staates 
unter eine Oberſtaatsgewalt mit dem Staatsbegriff ſelbſt unver⸗ 
einbar ſei. Und fo war das Bismarckiſche Reich für Seydel theo⸗ 
retiſch überhaupt kein Staat, ſondern nur eine Vielheit von Staaten, 
ein Staatenbund. Die Garantie der politiſchen Einheit konnte dann 
nach dieſer Auffaſſung allein in der frei ausgeübten Bundestreue 
der Einzelſtaaten und der fie repräſentierenden Dpnaſtien liegen. 

Dieſer Auffaſſung trat die damals herrſchende Staatsrechtstheorie 
unter der Führung Labands “) mit der Behauptung entgegen, daß 
die Souveränität, alſo die letzte unbedingte Entſcheidungsgewalt 
über die politiſche und ſtaatsrechtliche Sormung nicht zum Weſen 
des Staates gehöre. Es gebe vielmehr auch „nichtſouveräne 
Staaten“. Damit gab Laband die ſtaatsrechtliche und damit po⸗ 


5) So ſchon Roellreutter in „Einzelſtaat und Provinz“, Feitſchrift für 
Politik, 1913, Bd. 6, S. 643. , 

6) Vgl. die Auseinanderſetzung Labands mit Sepdel in Laband, Das Staats» 
recht des Deutſchen Reiches, 5. Aufl., 1911, Bd. 3, S. ss ff. 


litifche?) Exiſtenz einer höheren Reichsgewalt über der ftaatlichen 
Herrſchaftsgewalt der Einzelſtaaten zu. Das ſtaatstheoretiſche Pro⸗ 
blem für ihn lag nun aber darin, das Weſen der „Eigenſtaatlich⸗ 
keit“ diefer „nichtfouperänen“ Staaten gegenüber den Provinzen, den 
„bloßen“ Selbſtverwaltungskörpern abzugrenzen. Für Laband liegt 
dabei das Weſen des ſpezifiſch ſtaatlichen Herrſchaftsrechtes „in 
der rechtlichen Macht der Obrigkeit über den Untertan, in der recht⸗ 
lich anerkannten Gewalt über ihn, kraft deren derſelbe gezwungen 
wird, dem an ihn ergangenen Befehl zu gehorchen“. Nur der 
„Staat“ hat nach Laband dieſes Herrſchaftsrecht. Die Kommunen 
hätten keine eigenen und ſelbſtändigen Herrſchaftsrechte, ſondern 
nur vom Staat übertragene. Dem iſt wieder von vielen Vertretern 
der damaligen Staatsrechtstheorie s) mit formaljuriſtiſcher Beweis⸗ 
führung lebhaft widerſprochen worden. Es iſt aber eine wenig 
bekannte Tatſache, daß Laband ſelbſt ſich der Unzulänglichkeit der 
formaljuriſtiſchen Begründung ſeiner Theorie bewußt war, wenn 
er an einer verſteckten Stelle ſeines großen Staatsrechts ſagte: 
„Herrſcher iſt nicht der Bürgermeiſter, ſondern der König. Das 
offenbart ſich in dem allgemeinen politiſchen Empfinden 
und iſt eine Wahrheit, die man fühlt, auch wenn man über die 
logiſche Formulierung derſelben ſtreiten mag“ ). Es iſt bezeich⸗ 
nend, wie hier ein ſcharfſinniger Verfaſſungskonſtrukteur letzten 
Endes den Bankerott feiner eigenen Konſtruktionen eingeſtehen 
muß, ein Bankerott, der ſich immer wieder zeigen wird, wenn man 
verſucht, hiſtoriſch⸗politiſch Kategorien in das Prokruſtesbett eines 
beziehungsloſen Sormalismus zu ſpannen. 

Denn tatſächlich war ſchon damals z. B. der Unterſchied zwiſchen 
einer ſo großen bedeutſamen preußiſchen Provinz wie der Rhein⸗ 
provinz und etwa dem Zwergftaate Schaumburg⸗Lippe nur hiſto⸗ 
riſch⸗politiſch zu begreifen. Machen wir uns doch klar, daß das von 
Laband behauptete „eigene Herrſchaftsrecht“ der kleinſten Einzel⸗ 
ſtaaten ſchon im Bismarckiſchen Reiche ein recht unbedeutendes war, 
daß dieſe „Staaten“ ſchon damals vollkommen im Schatten der 
preußiſchen Großmacht ftanden. Bekanntlich hat das Fürſtentum 
Waldeck ſchon im Jahre 1867 die Folgerung aus feinem Unver⸗ 

7) Über „Das politiſche Weſen des Rechts“ vgl. Roellreutter, Grund: 
riß der Allgemeinen Staatslehre, $ 18, S. 71 ff. 

8) Vgl. darüber Koellreutter, Einzelſtaat und Provinz, S. 626 ff., und 
für das ganze Problem der „Herrſchaftsrechte“ Koellreutter, Der Staat und 
die Herrſchaftsrechte im offentlichen Recht, Oſterreichiſche Jeitſchrift fur öffent: 
liches Recht, 3. Jahrgang, 1917, S. 308 ff. 

9) Laband, Das Staatsrecht des Deutſchen Reiches, Bd. 1, S. 71 Anm. a. E.; 


vgl. darüber ſchon Roellreutter, Der Staat und die Herrſchaftsrechte im 
oͤffentlichen Recht, S. 318. 
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mögen, die aus feiner Zugehörigkeit zum Norddeutſchen Bunde er⸗ 
wachſenden finanziellen Laſten zu tragen, gezogen und das Land in 
preußiſche Verwaltung gegeben 10). 

Der Führer ſelbſt hat ſich bekanntlich in ſeinem Buche „Mein 
Kampf“ zum Begriff des Bundesſtaates 11) geäußert und dabei 
ſelbſt gleich betont, daß eine „theoretiſche Sormulierung in der 
Praxis bei keinem der heute auf Erden beſtehenden Bundesſtaaten 
reſtlos zutreffe“. Auch für Deutſchland ſei das nicht der Sall, „ob⸗ 
wohl in Deutſchland zuerſt die Einzelſtaaten, und zwar als Staaten 
beſtanden hatten und aus ihnen das Reich gebildet wurde“. Allein, 
fährt der Führer fort, „ſchon die Bildung des Reichs iſt nicht er⸗ 
folgt auf Grund des freien Willens oder gleichen Jutuns der 
Einzelſtaaten, ſondern durch die Auswirkung der Hegemonie eines 
Staates unter ihnen, Preußen. Schon die rein territorial große 
Verſchiedenheit der deutſchen Staaten geſtattet keinen Vergleich mit 
der Geſtaltung z. B. der amerikaniſchen Union“ 12). Hier wird durch 
den Führer ſelbſt die Unzulänglichkeit eines Bundesſtaatsbegriffs, 
der rein konſtruktivem Denken entſprang und damit der deutſchen 
politiſchen Wirklichkeit nicht gerecht werden konnte, herausge⸗ 
hoben. 8 

Auf der Baſis des Weimarer Syſtems war aber eine organifche 
Löſung dieſer Frage erſt recht nicht möglich 13). Die Dynaſtien waren 
durch den Novemberumſturz als politiſche Kräfte und einheitliche 
Träger deutſcher politiſcher Geſtaltung weggefallen. Die neuen po⸗ 
litiſchen Machthaber waren aber weder fähig, einen wirklichen 
demokratiſchen Einheitsſtaat zu ſchaffen, der erſt durch die groß⸗ 
deutſche Löſung eine feſte politiſche Unterbauung hätte finden kön⸗ 
nen, noch trugen ſie den politiſchen Notwendigkeiten des einheit⸗ 
lichen Reiches durch Aufrechterhaltung der Vormachtſtellung Preu⸗ 
fens Rechnung. Es entſtand vielmehr das Rompromiß des par⸗ 
lamentariſch-republikaniſchen Bundesſtaates, der von 
vornherein den Todeskeim in ſich trug, weil eine klare Staatsfüh⸗ 


10) Der ſtaatstheoretiſchen Unterbauung dieſer Erkenntnis diente mein ſchon 
oben zitierter 1913 gehaltener akademiſcher Probevortrag an der Univerfität Srei⸗ 
burg „Einzelſtaat und Provinz“, dem ich damals ſchon den Untertitel „eine 
ſtaatsrechtliche und politiſche Betrachtung“ gegeben habe. * 

11) Adolf Hitler, Mein Rampf Gitiert nach der 4. Aufl. in einem Bande) 
S. 634: „Unter Bundesſtaat verſtehen wir einen Verband von ſouveraͤnen 
Staaten, die aus Ann Willen kraft ihrer Souveränität ſich zuſammenſchließen 
und dabei jenen Teil der Hoheitsrechte im einzelnen an die Geſamtheit abtreten, 
der die Exiſtenz des gemeinſamen Bundes ermöglicht und gewaͤhrleiſtet.“ 

12) A. 


) A. a. O. S. 655. ih tee 
13) Vgl. darüber Roellreutter, Die nationale Revolution und die Reichs⸗ 


reform, 1933. 


rung fehlte, deren erſte Vorausſetzung die Klärung des Verhält⸗ 
niſſes Reich⸗Preußen ſein mußte. Und ſo tobte ſich der Weimarer 
Darteienftaat in dem Sinne „bundesſtaatlich“ aus, daß ſich die 
einzelnen politiſchen Parteien in den Ländern ihre feſten politiſchen 
Stützpunkte zu ſchaffen ſuchten 14). 

Es entſtand der „parlamentariſche Partikularismus“, vor dem 
der politiſche Scharfblick Bismarcks ſchon bei der Begründung des 
Norddeutſchen Bundes im Jahre 1867 gewarnt hatte, wenn er in 
feiner Rede vom 11. März 1867 in der Sitzung des Reichstags 
des Norddeutſchen Bundes ſagte: 15) 


„Unter Partikularismus denkt man ſich ſonſt eine wider⸗ 
ſtrebende Dynaſtie, eine widerſtrebende Kaſte in irgendeinem 
Staate, die ſich der Herſtellung gemeinſamer Einrichtungen 
aus Sonderintereſſen entgegenſtellt. Wir haben es heute mit 
einer neuen Spezies von Partikularismus zu tun, mit dem 
parlamentariſchen Partikularismus“. 


Ein latenter politiſcher Kriegszuſtand zwiſchen dem Reiche und 
den einzelnen Ländern, den man dann in den Sormen der „politi⸗ 
ſchen Juſtiz“ vor dem Staatsgerichtshof auszutragen ſuchte, war 
die Folge des entarteten deutſchen Länderparlamentarismus. Erſt 
die Auswirkungen der nationalen Revolution haben dieſem Spuk 
ein Ende gemacht und Länderparlamentarismus und Länderparla⸗ 
mente endgültig beſeitigt. 

Sür die Geſtaltung der politiſchen Einheit griff man wieder auf 
Grundgedanken der Bismarckſchen Löſung zurück. Denn die po⸗ 
litiſche „Gleichſchaltung“ durch das erſte und zweite Gleichſchal⸗ 
tungsgeſetz bedeutet nur die Wiederherſtellung einer ſelbſtverſtänd⸗ 
lichen politiſchen Einheitsbaſis, vor allem auch zwiſchen dem Reiche 
und Preußen. Mit der Auffaſſung des „gemiſchten“ Staates wurde 
ein Ende gemacht. Das „zweite Geſetz zur Gleichſchaltung der 
Länder mit dem Reich“, das man nach ſeinem Inhalt in der Lite: 
ratur als „Reichsſtatthaltergeſetz“ 16) bezeichnet, ſchuf in den Reichs⸗ 
ſtatthaltern, die als Paladine des Führers aus der „Bewegung“ 
hervorgegangen ſind und damit ſchon die Einheit von Staat und 
Bewegung repräſentierten 17), bewußte Träger der Reichseinheit, 
die in ſtärkſter politiſcher Juſammenarbeit mit dem Reichskanzler 

14) Vgl. Koellreutter, Reichstagswahlen und Staatslehre, 1930, S. 22. 

15) Horſt Kohl, Die politiſchen Reden des Fuͤrſten Bismarck, 3. Bd., S. 172. 

16) gl. Ca rl Schmitt, Das Reichsſtatthaltergeſetz, 1933. , 

17) Dieſer Einheit hat das „Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und 


Staat“ vom 3. Dezember 1933 jetzt ſtaatsrechtliche Form verliehen. Vgl. dafur 
Roellreutter, Der deutſche Fuͤhrerſtaat, S. 10 und 28 f. 
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und Führer als Reichsorgane auch alle weſentlichen Sunktionen der 
Landesgewalt ausüben. 

Auch das Reichsſtatthaltergeſetz bildet aber nur einen Bauſtein in 
dem organiſchen Aufbau des neuen deutſchen Volksſtaates, deſſen 
Grundgedanken der Führer in Nürnberg umriſſen hat, um deſſen 
Geſtaltung ſchon Stein und Bismarck gerungen haben. Beſtand 
doch die Größe des politiſchen Werkes Steins gerade darin, daß 
er, der durchaus im deutſchen Staats⸗ und Rechtsdenken wur⸗ 
zelte 18), ſich klar darüber war, daß die von ihm ins Leben gerufene 
ſtädtiſche Selbſtverwaltung in Preußen nur als Anfang einer neuen 
politiſchen Sorm ihren Sinn erhalten konnte. Deshalb bedeuten auch 
für Stein, jo wenig wie für Bismarck und Hitler, Verfaſſungs⸗ 
Eonftruftionen etwas Bindendes. Am s. März 188 ſchreibt Stein 
an Gagern: „Unſere neueren Publiziſten ſuchen die Vollkommen⸗ 
heit der Staatsverfaſſung in der gehörigen Organiſation der Der: 
faſſung ſelbſt, nicht in der Vervollkommnung der Menſchen, der 
Träger der Verfaſſung. Die mit dem praktiſchen des konſtitutio⸗ 
nellen Lebens innig vertrauten Alten forderten unerläßlich zu ſeinem 
Beſtehen Religiofität und Sittlichkeit — der Charakter, das Wollen 
muß gebildet werden, nicht allein das Wiſſen“ 19). Ich brauche wohl 
kaum zu betonen, daß Stein hier Gedanken ausſpricht, die der Süh⸗ 
rer in ſeinem Bekenntnisbuche über die politiſche Erziehung des 
deutſchen Menſchen ebenfalls niedergelegt hat. Für Hitler liegt die 
politiſche Miſſion der nationalſozialiſtiſchen Bewegung „nicht in 
der Begründung einer Monarchie oder der Seftigung einer Repu⸗ 
blik, ſondern in der Schaffung eines germaniſchen Staates“ 20). 

Dieſer germaniſche Staat hat im deutſchen völkiſchen Führer⸗ 
ſtaat heute klare Umriſſe angenommen. Unter der Führung Hitlers 
hat die deutſche „Bewegung“ in einem unerhört zähen, opfervollen 
Ringen den „Wandel der deutſchen Staatsidee“ 21) dadurch her⸗ 
beigeführt, daß ſie der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung zum 
Siege verholfen hat. Dieſer entſcheidenden Bedeutung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staatsidee für die künftige politiſche Geſtaltung hat 
der Führer in „Mein Rampf“ ſtarken Ausdruck verliehen, wenn 
er dort ſagt: 22) „Im übrigen wird eine junge ſieghafte Idee jede 


18) Richtig berausgeboben von Karl Pathe, „Vor hundertfünfundzwanzig 
Jahren, Der Freiherr vom Stein arbeitete für unſere Zeit“ in „Der Gemeinde: 
tag“ vom 20. Dezember 1955, S. 552 ff. 

19) Stein, Staatsſchriften, S. 239. 

20) Mein Kampf, S. 380. 2 

21) Vgl. Roellreutter, Der nationale Rechtsſtaat, Zum Wandel der deut⸗ 
ſchen Staatsidee. 1952. 

22) Mein Kampf, S. 648. 
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Seſſel ablehnen müſſen, die ihre Aktivität im Vor wärtstreiben ihrer 
Gedanken lähmen könnte. Der Nationalſozialismus muß grund⸗ 
ſätzlich das Recht in Anſpruch nehmen, der geſamten deutſchen 
Nation ohne Rückſicht auf bisherige bundesſtaatliche Grenzen ſeine 
Prinzipien aufzuzwingen und ſie in ſeinen Ideen und Gedanken zu 
erziehen Die nationalſozialiſtiſche Lehre iſt nicht die Dienerin 
der politiſchen Intereſſen einzelner Bundesſtaaten, ſondern ſoll der⸗ 
einſt die Herrin der deutſchen Nation werden. Sie hat das Leben 
eines Volkes zu beſtimmen und neu zu ordnen und muß deshalb 
für ſich gebieteriſch das Recht in Anſpruch nehmen, über Grenzen, 
die eine von uns abgelehnte politiſche Entwicklung zog, hin weg⸗ 
zugehen. Je vollftändiger der Sieg ihrer Ideen wird, um ſo größer 
mag dann die Freiheit im einzelnen fein, die fie im Innern bietet“. 


„Das politiſche A und O der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchau⸗ 
ung iſt aber das Volk“ 23). Der Staat iſt für fie „an ſich nur eine 
Sorm“ 20), allerdings die politifche Lebensform eines Volkes 25). Es 
iſt deshalb nicht nur von mir 26), ſondern neueſtens auch von 
nationalſozialiſtiſchen Führern, wie Alfred Roſenberg 27) und Ro: 
land Sreisler es) mit Recht hervorgehoben worden, daß man den 
nationalſozialiſtiſchen Staat auch nicht in die Schablone des „to⸗ 
talen Staates“ einzwängen kann 25). 


Das Dritte Reich in der Form des völkiſchen Führerſtaates iſt 
vielmehr der Staat des deutſchen Menſchen, weil er den beſonderen 
Lebensgeſetzen dieſes deutſchen Menſchen bewußt Ausdruck ver: 
liehen hat. Das kann er, weil die politiſche Führung unſeres Staates 
und die ihn tragende „Bewegung“ im völkiſchen Boden wurzeln 


23) Roellreutter, Der deutſche Suͤhrerſtaat, S. 8. 

24) Mein Kampf, S. 645. 

25) Der deutſche Fuͤhrerſtaat, S. 11. 

26) Grundriß der Allgemeinen Staatslehre, S. 64; Der deutſche Suͤhrerſtaat, 


S. 15. f 

) Alfred Rofenberg, Totaler Staat? im Voͤlkiſchen Beobachter, Muͤnch⸗ 
ner Ausgabe vom 9. Januar 1984. 

28) Roland Freisler, Totaler Staat? — Nationalſozialiſtiſcher Staat! in 
„Deutſche Juſtiz“ vom 12. Januar 1954, S. 48 f. 

) Daß fie für den deutſchen voͤlkiſchen Staat nicht ohne Gefahr iſt, hat auch 
der bekannte Volkstheoretiker Mar Hildebert Boehm kürzlich in feiner Jenaer 
Antrittsrede aufgezeigt, wenn er fagte: „Soll aber das Endziel der deutſchen, 
aus verſchuͤtteten Tiefen unſeres Volkstums aufgebrochenen und geſpeiſten Be⸗ 
wegung unferer Tage die grundſaͤtzliche und endgültige Unterwerfung unter die 
uralte romaniſche weſtleriſche Grundvorſtellung vom allgewaltigen, allzuſtaͤn⸗ 
digen, allumfaſſenden Staate ſein, der dann folgerichtig in eine laͤſterliche Staats⸗ 
vergottung ausmündet? Ob die Formel vom ‚totalen Staat‘ zu dieſer volkloſen 
Konzeption zwingt, mag dahinſtehen; daß fie dazu verleitet, iſt gewiß“ (Mar 
Hildebert Boehm, Volkstheorie als politiſche Wiſſenſchaft, 1934, S. 14). 
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und weil durch die neueſte Geſetzgebung auch das deutſche Berufs⸗ 
beamtentum wieder auf dieſen Boden zurückgeführt worden iſt 39). 

Völkiſch iſt aber wie die neue deutſche Staatsidee auch die deutſche 
Rechtsidee. Gerade weil der nationalſozialiſtiſche Staat ein völki⸗ 
ſcher Staat iſt, iſt er auch Rechtsſtaat im wahrſten und echteften 
Sinne des Wortes. Wir wollen uns den Glauben an den deut⸗ 
ſchen nationalen Rechtsſtaat, an deſſen Bau ſchon ein Stein und 
Bismarck gewirkt haben und den der Führer geſtalten wird, nicht 
rauben laſſen. Nicht der Aſphaltmenſch der Großſtädte, ſondern 
der völkiſch und heimatlich gebundene Menſch, der national⸗ 
ſozialiſtiſche Menſch, wird im Dritten Reich politiſch und rechtlich 
geſtalten dürfen. Solche Menſchen werden allein der Schaffung und 
Leitung geſunder und lebenskräftiger Verwaltungseinheiten die 
richtige Prägung geben. 

Men not measures iſt von jeher eine geſunde politiſche Ma⸗ 
rime des engliſchen Herrenvolkes geweſen. In der Schaffung des 
völkiſchen, deutſchen, politiſchen Menſchen liegt auch die Löſung 
jeder endgültigen deutſchen politiſchen Geſtaltung. Denn dieſer 
deutſche Menſch kennt nur ein Vaterland: Deutſchland! 

zu ſolchen deutſchen politiſchen Menſchen muß unſere junge Gene⸗ 
ration, müſſen Sie, Kameraden, werden. Bereit ſein iſt alles. Heute 
gilt es nicht, auf den Schlachtfeldern für Deutſchlands Daſein zu 
kämpfen, auch im Innern iſt der rote Terror niedergerungen. Es 
gilt heute für Deutſchland in harter und entſagungsvoller körper⸗ 
licher und geiſtiger Schulung den Typus heraus zubilden, auf den 
das Dritte Reich ſich feſt und ſicher ſtützen kann. Staatsbürger im 
Dritten Reiche zu ſein, muß ihr höchſter Stolz und ihre höchſte Ehre 
ſein. Bismarck hat mit dem ſchonungsloſen Blick des Genies eine 
politiſche Schwäche des in engen ſtaatlichen Verhältniſſen leben⸗ 
den Deutſchen durchſchaut, wenn er im Geſpräch einmal ſagte: 
„Mut auf dem Schlachtfeld iſt bei uns Gemeingut; aber Sie werden 
nicht ſelten finden, daß es ganz achtbaren Leuten an Civilkourage 
fehlt“ 31). Gerade der Führerſtaat braucht aber Männer, die dieſe 
Civilkourage beſitzen, er kann keine bloßen Nachahmer⸗ und Knechts⸗ 
naturen brauchen. Darin liegt die große Bedeutung der Charakter⸗ 
bildung gerade für die Jugend unſeres Volkes, das ſich erſt ſpät, 
abſchließend erſt in unſeren Tagen, zur Nation als politiſcher Wil⸗ 
lensgemeinſchaft gefunden hat. 


— 


30) Vgl. Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums, vom 7. April 


1988, erläutert von Hanns Seel, 2. Aufl., 1958. 
31) Vgl. Max Klemm, Was jagt Bismarck dazu? 1924, 1. Bd., S. 178 


unter Civilcourage. 
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Die akademiſche Jugend wird ſich aber auch im wiſſenſchaft⸗ 
lichen Betrieb bewähren müſſen. Wir können und werden gar nicht 
daran denken, die Ziele der Hochſchule im Dritten Reich niedriger 
zu ſtecken. Wir wiſſen, daß deutſche Wiſſenſchaft ſich nicht nur nach 
innen, ſondern auch im Wettbewerb der Völker nach außen zu be⸗ 
währen hat. Aber jede Wiſſenſchaft iſt nur dann echt, wenn ſie im 
Volksboden wurzelt und nur echte Wiſſenſchaft iſt für uns von 
Wert, nicht die wiſſenſchaftliche Betriebſamkeit, die ihre Wellen 
noch bis heute ſchlägt. Jede echte Wiſſenſchaft iſt immer hart und 
ſtreng geweſen, weil ſie in ihren tiefſten Wurzeln in das letzte 
Daſein von Volk und Nation herabreichen muß. 


Darin liegt auch der Sinn der akademiſchen Freiheit im heutigen 
Staate. Sie iſt keine Freiheit im liberalen Sinne, zu einer ſelbſtge⸗ 
fälligen, wie man wohl früher ſagte, „harmoniſchen“ Ausbildung 
des Individuums, ſondern ſie bedeutet Selbſterziehung und Selbſt⸗ 
ſchulung für den Dienſt an Volk und Staat. Wer dieſen Anforde⸗ 
rungen nicht genügt und das ſelbſt nicht weiß, der wird und muß 
auch auf der Sochſchule verſagen und muß die Folgen auf ſich 
nehmen. 

Entſprechendes gilt aber auch von der älteren Generation. Sie 
kann und wird der Jugend nur etwas geben können, wenn ſie 
ſelbſt nach vorwärts, nicht nach rückwärts blickt. Es kann für das 
heutige deutſche Staatsweſen keine „gemiſchten“ politiſchen Ideen 
mehr geben. Es gibt nur die nationalſozialiſtiſche Idee, die der ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Verbundenheit mit Volk und Vaterland, die in der 
Srontgeneration und der heutigen jungen Generation gleicher weiſe 
lebendig iſt. Alle großen beherrſchenden Ideen ſind aber kompro⸗ 
mißlos. Die nationale Tat des Führers beſtand darin, daß er gegen 
alle politiſchen Mächte einer kompromißfreudigen Zeit dieſer Idee, 
der völkiſchen deutſchen Staatsidee, im jahrelangen harten Ringen 
wieder Geltung verſchafft hat. 

Als am 21. März 1933 in der Potsdamer Garniſonskirche der 
Repräfentant der beften Traditionen des deutfchen Heeres, der greiſe 
Seldmarſchall von Hindenburg und der Führer des jungen Deutſch⸗ 
land ſich fanden, da wurde die Reichseinheit, an der neben vielen 
ſchon ein Freiherr vom Stein gearbeitet, und der Bismarck ihre 
erſte Form gegeben hatte, vollendet. In Hindenburg, deſſen Gut 
auf oſtpreußiſcher Erde ſteht und in Adolf Hitler, der auf der Höhe 
des Oberſalzberges ſein Heim errichtet hat, reichten ſich aber auch 
der Norden und der Süden Deutſchlands in untrennbarer Ver: 
bundenheit die Hände. 
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Was unſere Vorväter geſchaffen haben, wozu auf den Schlacht: 
feldern des Weltkrieges der Keim gelegt wurde, die deutſche 
völkiſche Idee, die unſer Führer mit ſeiner Bewegung zum Siege 
geführt hat, für Sie, Kameraden, iſt es geſchehen. An ihnen iſt es, 
dieſes koſtbare Gut zu erhalten und zu mehren. Heute geht es um 
die innervolkliche Gliederung des völkiſchen deutſchen Staates und 
um ſeine Behauptung in der Welt. Denn Kameraden, wir wollen 
auch das nicht vergeſſen, und gerade Sie, denen das Glück zuteil 
wird, an einer deutſchen Hochſchule ſich ihr Wiſſensgut aneignen 
zu dürfen, müſſen ſich deſſen bewußt ſein. Wir Deutſche ſind nicht 
allein in der Welt. Alle innenpolitiſchen Entſcheidungen wirken 
ſich außenpolitiſch aus. Es liegt auch gar nicht, wie oft beſonders 
im Ausland fälſchlicherweiſe angenommen wird, im Sinne der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung, daß ſie trennend unter den 
Völkern wirken will. Das Gegenteil iſt vom Führer immer wieder 
betont worden. 

Und wenn Sie ſich heute geiſtig⸗politiſch ſchulen wollen und 
ſchulen müſſen, dann vergeſſen Sie nicht, daß deutſches politiſches 
Schickſal nicht nur innerhalb der reichsdeutſchen Grenzpfähle ge⸗ 
ſtaltet wird, ſondern daß um deutſches Schickſal heute vor unſeren 
Toren in Öfterreich gerungen wird, und daß das Schickſal der 
Grenz⸗ und Auslandsdeutſchen überall in Europa und in der Welt 
gleichzeitig geſamtdeutſches politiſches Schickſal iſt. Das wird eine 
politiſche Wiſſenſchaft mehr als bisher berückſichtigen müſſen. Sie 
wird vielmehr die bisherigen „Sächer“ der Staatslehre, des Staats: 
rechts und des Völkerrechts von ihrer gemeinſamen politiſchen 
Grundpoſition aus als Einheit ſehen und behandeln müſſen. Volks⸗ 
theorie, Auslandskunde, Minderheitenrecht, Geopolitik werden das 
bisher zu eng gezogene politiſche Blickfeld des deutſchen Menſchen 
erweitern müſſen. 

Und fo vereinigen wir uns heute an dem Tage der Reichsgrüns 
dung in dem Gedanken an die Arbeit der deutſchen Hochſchulen mit⸗ 
zuhelfen jeder in ſeinem Fachgebiete an der Schaffung des deutſchen 
Menſchen und damit an der Garantie einer unzerſtörbaren deutſchen 
politiſchen Einheit. In dieſem Sinne neigen wir uns in Ehrfurcht 
vor der ehrwürdigen Geſtalt des greifen Reichspräſidenten und ges 
loben erneut treue unverbrüchliche Gefolgſchaft dem Führer des 
neuen Deutſchland! 1 

FF Heil Hitler! 


Theodor von der Pfordten f 
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8". 74 Seiten. 1953. Geheftet RM. 2.40. 
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der Nationalſozialismus ſich aufbaut. 
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